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1.  Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft 
die Auslegung der Unionsregelung, die zur 
Bekämpfung der Ausbreitung der spongifor
men Rinderenzephalopathie  2 getroffen wur
de, und insbesondere die Bedingungen der 
Umsetzung der Richtlinie 90/425/EWG des 
Rates vom 26.  Juni 1990  3, der Entscheidung 
94/381/EG der Kommission vom 27.  Juni 
1994  4 sowie der Entscheidung 2000/766/EG 
des Rates vom 4.  Dezember 2000  5 und der 
Entscheidung 2001/9/EG der Kommission 
vom 29. Dezember 2000  6 durch die Mitglied
staaten für den kurzen Zeitraum vom 15. bis 
31. Dezember 2000.

2  — � Im Folgenden: BSE.
3  — � Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26.  Juni 1990 zur 

Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchterischen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit leben
den Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen
markt (ABl. L 224, S. 29).

4  — � Entscheidung 94/381/EG der Kommission vom 27.  Juni 
1994 über Schutzmaßnahmen in Bezug auf die spongiforme 
Rinderenzyphalopathie und die Verfütterung von aus Säu
getieren gewonnenen Futtermitteln (ABl.  L  172, S.  23) in 
der durch die Entscheidung 95/60/EG vom 6.  März 1995 
(ABl. L 55, S. 43) und durch die Entscheidung 1999/129/EG 
vom 29. Januar 1999 (ABl. L 41, S. 14) geänderten Fassung 
(im Folgenden: Entscheidung 94/381).

5  — � Entscheidung 2000/766/EG des Rates vom 4.  Dezember 
2000 über Schutzmaßnahmen in Bezug auf die transmissi
blen spongiformen Enzyphalopathien und die Verfütterung 
von tierischem Protein (ABl. L 306, S. 32).

6  — � Entscheidung 2001/9/EG der Kommission vom 29. Dezem
ber 2000 über Kontrollmaßnahmen zur Umsetzung der Ent
scheidung 2000/766/EG des Rates über Schutzmaßnahmen 
in Bezug auf die transmissiblen spongiformen Enzyphalopa
thien und die Verfütterung von tierischem Protein (ABl. L 2, 
S. 32).

2.  Die mit der vorliegenden Rechtssache auf
geworfene Problematik betrifft, auch wenn 
sie sehr technisch erscheint, eine heikle Frage 
in dem stets sensiblen Bereich des Gesund
heitsschutzes. Darf ein Mitgliedstaat die Um
setzung der von der Europäischen Gemein
schaft ergriffenen Schutzmaßnahmen gegen 
BSE vorziehen und die Reichweite dieser 
Schutzmaßnahmen ändern?

I — Rechtlicher Rahmen

A — Die Unionsregelung

3.  Der zweite Erwägungsgrund der Richtlinie 
90/425 lautet:

„Das reibungslose Funktionieren der ge
meinsamen Marktorganisationen für Tiere 
und Erzeugnisse tierischen Ursprungs er
fordert die Beseitigung veterinärrechtlicher 
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und tierzüchterischer Hindernisse, die der 
Entwicklung des innergemeinschaftlichen 
Handels mit den betreffenden Tieren und 
Erzeugnissen im Wege stehen. Der freie 
Verkehr mit Tieren und landwirtschaftli
chen Erzeugnissen ist ein Grundbestandteil 
der gemeinsamen Marktorganisationen; 
er soll die rationelle Entwicklung der 
Agrarerzeugung und den optimalen Einsatz 
der Produktionsfaktoren ermöglichen.“

4.  Art.  1 Abs.  1 der Richtlinie 90/425 sieht 
vor:

„Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die 
veterinärrechtlichen Kontrollen bei für den 
Handel bestimmten lebenden Tieren und 
Erzeugnissen, die unter die in Anhang A 
aufgeführten Richtlinien fallen oder die von 
Artikel 21 Absatz 1 erfasst werden, unbescha
det des Artikels  7 nicht mehr an den Gren
zen, sondern nach Maßgabe dieser Richtlinie 
durchgeführt werden.“

5.  Art. 10 Abs. 1 der Richtlinie 90/425 lautet:

„Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die ande
ren Mitgliedstaaten und die Kommission 
unverzüglich über das Auftreten in seinem 
Hoheitsgebiet von Krankheiten gemäß der 
Richtlinie 82/894/EWG sowie von allen 
Zoonosen, Krankheiten und anderen Ursa
chen, die eine Gefahr für die Tiere oder die 
menschliche Gesundheit darstellen können.

Der Versandmitgliedstaat trifft unverzüglich 
die von der Gemeinschaftsregelung vorgese
henen Gegenmaßnahmen und vorbeugenden 
Maßnahmen und legt insbesondere die darin 
vorgesehenen Schutzgebiete sowie sonstige 
ihm angemessen erscheinende Maßnahmen 
fest.

Der Durchfuhr- bzw. Bestimmungsmitglied
staat, der bei einer Kontrolle gemäß Artikel 5 
eine der in Unterabsatz 1 genannten Krank
heiten und Ursachen festgestellt hat, kann 
erforderlichenfalls von der Gemeinschaftsre
gelung vorgesehene vorbeugende Maßnahme 
treffen, einschließlich der Verbringung der 
Tiere in Quarantäne.

Solange die gemäß Absatz  4 zu ergreifen
den Maßnahmen noch ausstehen, kann der 
Bestimmungsmitgliedstaat bei Vorliegen 
schwerwiegender Gründe betreffend den 
Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier 
vorsorgliche Maßnahmen gegen die betref
fenden Betriebe, Zentren oder Einrichtungen 
oder — im Fall einer Tierseuche — in Bezug 
auf die von der Gemeinschaftsregelung vor
gesehenen Schutzgebiete ergreifen.

Die von den Mitgliedstaaten ergriffenen 
Maßnahmen werden unverzüglich der Kom
mission und den übrigen Mitgliedstaaten 
mitgeteilt.“

6.  Anhang A der Richtlinie 90/425 enthält 
ein Verzeichnis der veterinärrechtlichen und 
tierzuchtrechtlichen Vorschriften, anhand 
derer gemäß ihrem Art. 1 Abs. 1 die lebenden 
Tiere und Erzeugnisse bestimmt werden kön
nen, die in ihren Anwendungsbereich fallen.
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7.  Anhang B dieser Richtlinie, der den Titel 
„Tiere und Erzeugnisse, die nicht der Ge
meinschaftsharmonisierung unterliegen, für 
die jedoch im Handelsverkehr die in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Kontrollen gelten 
werden“ trägt, führt „verarbeitete Schlacht
abfälle als Zutaten für Tierfutter“ auf.

8.  Art.  1 Abs.  1 und  2 der Entscheidung 
94/381 der Kommission lautet:

„(1)  Die Mitgliedstaaten untersagen inner
halb von 30 Tagen nach der Notifizierung der 
vorliegenden Entscheidung die Verfütterung 
von aus Säugetiergewebe gewonnenen Fut
termitteln an alle Wiederkäuerarten.

(2)  Mitgliedstaaten, die ein System einfüh
ren, das eine Unterscheidung zwischen aus 
Wiederkäuern gewonnenen tierischen Fut
termitteln und nicht aus Wiederkäuerarten 
gewonnenen tierischen Futtermitteln ermög
licht, werden von der Kommission gemäß 
dem Verfahren des Artikels 17 der Richtlinie 
90/425/EWG jedoch ermächtigt, die Verfüt
terung von Futtermitteln, die aus anderen 
Tierarten als Wiederkäuern gewonnen wer
den, an Wiederkäuer zuzulassen.“

9.  Art. 2 der Entscheidung 2000/766 des Ra
tes vom 4. Dezember 2000 sieht vor:

„(1)  Die Mitgliedstaaten untersagen die Ver
fütterung von verarbeiteten tierischen Protei
nen an Nutztiere, die zur Nahrungsmittelpro
duktion gehalten, gemästet oder gezüchtet 
werden.

(2)  Das Verbot nach Absatz  1 gilt nicht für 
die Verwendung von

—	 Fischmehl zur Verfütterung an andere 
Tiere als Wiederkäuer unter Kontroll
maßnahmen, die nach dem Verfahren 
des Artikels  17 der Richtlinie 89/662/
EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 
zur Regelung der veterinärrechtlichen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen 
Handel im Hinblick auf den gemeinsa
men Binnenmarkt [ABl.  L  395, S.  13] 
festgelegt werden;

…

—	 Dicalciumphosphat und hydrolisierte 
Proteine, sofern beides unter Bedin
gungen hergestellt wurde, die nach dem 
Verfahren des Artikels 17 der Richtlinie 
89/662/EWG festgelegt werden;

…“

10.  Art.  3 Abs.  1 dieser Entscheidung sieht 
vor:

„(1) Außer im Falle der Ausnahmen nach Ar
tikel  2 Absatz  2 treffen die Mitgliedstaaten 
folgende Maßnahmen:

a)	 Sie verbieten das Inverkehrbringen, 
den Handel, die Einfuhr aus Drittlän
dern und die Ausfuhr in Drittländer von 
verarbeiteten tierischen Proteinen zur 
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Verfütterung an Nutztiere, die zur Nah
rungsmittelproduktion gehalten, gemäs
tet oder gezüchtet werden;

b)	 sie stellen sicher, dass alle verarbeiteten 
tierischen Proteine zur Verfütterung an 
Nutztiere, die zur Nahrungsmittelpro
duktion gehalten, gemästet oder gezüch
tet werden, vom Markt genommen sowie 
aus den Vertriebswegen und aus den La
gern der landwirtschaftlichen Betriebe 
entfernt werden.“

11.  Art.  1 Abs.  1 und  2 der Entscheidung 
2001/9 sieht vor:

„(1)  Die Mitgliedstaaten lassen die Verfütte
rung von Fischmehl an Nichtwiederkäuer nur 
zu, wenn die in Anhang I festgelegten Bedin
gungen eingehalten werden.

(2)  Die Mitgliedstaaten lassen die Verfütte
rung von Dicalciumphosphat an Nichtwie
derkäuer nur zu, wenn die in Anhang II fest
gelegten Bedingungen eingehalten werden.“

12.  Art. 13 Abs. 1 der Richtlinie 90/667/EWG 
des Rates vom 27. November 1990  7 lautet:

7  — � Richtlinie zum Erlass veterinärrechtlicher Vorschriften 
für die Beseitigung, Verarbeitung und Vermarktung tieri
scher Abfälle und zum Schutz von Futtermitteln tierischen 
Ursprungs, auch aus Fisch, gegen Krankheitserreger sowie 
zur Änderung der Richtlinie 90/425/EWG (ABl. L 363, S. 51).

„(1) Die Richtlinie 90/425/EWG findet insbe
sondere hinsichtlich der Durchführung von 
Kontrollen und der daraufhin zu ergreifenden 
Maßnahmen durch den Bestimmungsmit
gliedstaat sowie hinsichtlich der anzuwen
denden Schutzmaßnahmen Anwendung.“

B — Die nationale Regelung

13.  Art. 2 der „Vorläufigen Regelung über das 
Verbot von tierischen Proteinen in allen Fut
termitteln für Nutztiere“  8 vom 8. Dezember 
2000 sieht vor:

„(1)  Abweichend von Artikel 2 der Regelung 
über das Verbot von Tiermehl in Futtermit
teln ist es untersagt, verarbeitete tierische 
Proteine zur Verfütterung an Nutztiere her
zustellen, zu be- oder zu verarbeiten, anzu
liefern, entgegenzunehmen, abzuliefern, zu 
transportieren, zum Kauf anzubieten, zu kau
fen oder zu veräußern.

(2)  Das Verbot nach Absatz  1 gilt nicht für 
die Verwendung von

—	 Fischmehl zur Verfütterung an andere 
Tiere als Wiederkäuer unter Kontroll
maßnahmen, die nach dem Verfahren 
des Artikels  17 der Richtlinie 89/662/
EWG … festgelegt werden;

8  — � Tijdelijke regeling verbod dierlijke eiwitten in alle diervoer
ders landbouwhuisdieren (Nederlandse Staatscourant 2000, 
Nr. 239, im Folgenden: nationale vorläufige Regelung).



I  -  5524

SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN CRUZ VILLALÓN — RECHTSSACHE C-346/09

—	 Gelatine von Nichtwiederkäuern für die 
Umhüllung von Zusatzstoffen …;

—	 Dicalciumphosphat und hydrolisierte 
Proteine, sofern beides unter Bedin
gungen hergestellt wurde, die nach dem 
Verfahren des Artikels 17 der Richtlinie 
89/662/EWG festgelegt werden;

—	 Milch und Milchprodukte.“

14.  Art.  3 der nationalen vorläufigen Rege
lung lautet:

„(1)  Unbeschadet des Artikels 2 ist es ab dem 
1. Januar 2001 untersagt,

a)	 verarbeitete tierische Proteine an Nutz
tiere zu verfüttern;

b)	 verarbeitete tierische Proteine aus den 
Niederlanden aus- oder in die Niederlan
de einzuführen;

c)	 verarbeitete tierische Proteine in Betrie
ben mit Nutztierhaltung sowie in Betrie
ben zu verwenden oder zu bevorraten, in 
denen Futtermittel zur Verfütterung an 
Nutztiere hergestellt, gehandelt, gelagert 
oder verladen werden.

(2)  Das Verbot nach Absatz 1 Buchst.  c gilt 
bis zum 1. März 2001 nicht für Besitzer oder 

Eigentümer von verarbeiteten tierischen Pro
teinen, die dem Rijksdienst voor de keuring 
van Vee en Vlees [staatliche Prüfbehörde 
für Vieh und Fleisch] Art, Menge und Lage
rungsort der vorhandenen verarbeiteten tie
rischen Proteine anzeigen und diesem jede 
Änderung in Art, Menge und Lagerungsort 
unverzüglich mitteilen.“

15.  Die nationale vorläufige Regelung ist ge
mäß ihrem Art.  4 am 15.  Dezember 2000 in 
Kraft getreten.

II — Sachverhalt und Ausgangsverfahren

16.  Am 27. Juni 1994 erließ die Kommission 
die Entscheidung 94/381, deren Hauptziel 
es war, die Verfütterung von aus Säugetier
gewebe gewonnenen Futtermitteln an alle 
Wiederkäuerarten zu untersagen. Mitglied
staaten, die ein System einführten, das eine 
Unterscheidung zwischen aus Wiederkäuern 
gewonnenen tierischen Futtermitteln und 
nicht aus Wiederkäuerarten gewonnenen 
tierischen Futtermitteln ermöglichte, wur
den durch Art. 1 Abs. 2 dieser Entscheidung 
jedoch ermächtigt, die Verfütterung von Fut
termitteln, die aus anderen Tierarten als Wie
derkäuern gewonnen werden, an Wiederkäu
er zuzulassen.
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17.  Nachdem bei nach dem Inkrafttreten 
der Entscheidung 94/381 geborenen Tieren 
BSE festgestellt worden war, gab der Wissen
schaftliche Lenkungsausschuss am 27. und 
28.  November 2000 eine Stellungnahme ab, 
in der erstmals auf die „Gefahr einer Kreuz
kontamination zwischen Futtermitteln für 
Rinder und möglicherweise BSE-verseuchte 
Proteine enthaltenden Futtermitteln für an
dere Tiere“ hingewiesen und der Erlass zu
sätzlicher Maßnahmen empfohlen wurde.

18.  Daraufhin erließ der Rat der Europäi
schen Union am 4. Dezember 2000 die Ent
scheidung 2000/766, mit der die Verfütterung 
von verarbeiteten tierischen Proteinen an 
Nutztiere, die zur Nahrungsmittelproduktion 
gehalten, gemästet oder gezüchtet werden, 
untersagt wurde. Diese Entscheidung sollte 
nach ihrem Art. 4 am 1. Januar 2001 in Kraft 
treten und für einen Zeitraum von sechs Mo
naten gelten. Es waren mehrere Ausnahmen 
von diesem Verbot zugelassen, von denen 
eine die Verwendung von Fischmehl zur Ver
fütterung an andere Tiere als Wiederkäuer 
und eine andere die Verwendung von Dicalci
umphosphat betraf. Das Verbot umfasste das 
Inverkehrbringen, den Handel, die Einfuhr 
aus Drittländern und die Ausfuhr in Drittlän
der von verarbeiteten tierischen Proteinen  9 
und wurde ergänzt durch die Verpflichtung, 
Letztere vom Markt zu nehmen sowie aus 

den Vertriebswegen und aus den Lagern der 
landwirtschaftlichen Betriebe zu entfernen  10.

9  — � Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der Entscheidung 2000/766.

19.  Am 8.  Dezember 2000, also vier Tage 
später, erließ der niederländische Minister 
für Landwirtschaft, Naturschutz und Fische
rei die nationale vorläufige Regelung. Nach 
Art. 2 Abs. 1 dieser Vorläufigen Regelung war 
es untersagt, verarbeitete tierische Proteine 
zur Verfütterung an Nutztiere herzustellen, 
zu be- oder zu verarbeiten, anzuliefern, ent
gegenzunehmen, abzuliefern, zu transpor
tieren, zum Kauf anzubieten, zu kaufen oder 
zu veräußern. Art.  2 Abs.  2 der Vorläufigen 
Regelung sah Ausnahmen von diesem Verbot 
vor, insbesondere für Fischmehl und Dicalci
umphosphat, deren Anwendung jedoch den 
Erlass der in der Entscheidung 2000/766 des 
Rates vorgesehenen Kontrollmaßnahmen 
voraussetzte.

20.  Die niederländische Vorläufige Rege
lung sollte nach ihrem Art. 4 am 15. Dezem
ber 2000, d. h. 15 Tage vor der Entscheidung 
2000/766 des Rates, in Kraft treten. Sie wurde 
der Europäischen Kommission am 10. Januar 
2001 mitgeteilt.

21.  Aus der Begründung zur niederländi
schen Vorläufigen Regelung geht hervor, dass 
mit ihrer vorläufigen Anwendung das Ziel 
verfolgt wurde, die bestehenden und bereits 
abgeschlossenen Produktionsprozesse zu be
enden und der Wirtschaft damit Kosten und 

10  — � Art. 3 Abs. 1 Buchst. b der Entscheidung 2000/766.
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Mühen zu ersparen, die dadurch entstünden, 
dass am 1.  Januar 2001 eventuell abgesetzte 
und verarbeitete Erzeugnisse zurückgerufen 
werden müssten.

22.  Schließlich erließ die Kommission am 
29. Dezember 2000 die Entscheidung 2001/9, 
mit der die Bedingungen festgelegt wurden, 
unter denen die Verfütterung von insbeson
dere Fischmehl und Dicalciumphosphat zu 
erfolgen hatte.

23.  Die Beklagten des Ausgangsverfahrens, 
die Tierfutter herstellen — die Denkavit 
Nederland BV, die Cehave Landbouwbelang 
Voeders BV und die Arie Block BV  — oder 
mit Grundstoffen für Tierfutter handeln — 
die Internationale Handelsmaatschappij „De
meter“ BV  11 —, fochten die Gültigkeit der nie
derländischen Vorläufigen Regelung vor der 
Rechtbank ’s-Gravenhage (Niederlande) an. 
Sie machten mit ihrem Hauptantrag geltend, 
die nationale vorläufige Regelung habe ihnen 
für den Zeitraum vom 15. Dezember 2000 bis 
zum 1. Januar 2001 weiter gehende tierfutter
rechtliche Verbotsvorschriften auferlegt als  
in der Entscheidung 94/381 der Kommissi
on angeordnet. Hilfsweise trugen sie vor, die 
nationale vorläufige Regelung sei rechtswid
rig, weil sie ihnen für denselben Zeitraum 
Verbotsvorschriften in Bezug auf Dicalci
umphosphat, Fischmehl und Mischfutter
mittel, die keine anderen tierischen Proteine 

als Dicalciumphosphat und/oder Fischmehl 
enthielten, auferlegt habe.

11  — � Im Folgenden zusammen: Beklagte des Ausgangsverfahrens.

24.  Darüber hinaus beantragten sie Ersatz 
des Schadens, den sie dadurch erlitten hät
ten, dass das eingelagerte tierische Protein, 
das normalerweise zwischen dem 15. und 
31.  Dezember 2000 zulässigerweise verwen
det worden wäre, mit dem Inkrafttreten der 
nationalen vorläufigen Regelung vorzeitig an 
Wert verloren habe.

25.  Die Rechtbank ’s-Gravenhage gab dem 
Hauptantrag der Beklagten des Ausgangsver
fahrens statt. Da die Entscheidung 2000/766 
nach ihrem Art. 4 am 1. Januar 2001 habe in 
Kraft treten sollen, hätten auch die Verbots
vorschriften weder vor noch nach dem 1. Ja
nuar 2001 in Kraft treten dürfen.

III — Die Vorlagefragen

26.  Im Rahmen des vom Staat der Neder
landen eingelegten Rechtsmittels gegen die
ses Urteil der Rechtbank ’s-Gravenhage hat  
das vorlegende Gericht, der Gerechtshof  
’s-Gravenhage (Niederlande), dem Gerichts
hof die folgende Frage zur Vorabentschei
dung vorgelegt:

„Ist das Gemeinschaftsrecht, insbesondere 
die Richtlinie 90/425/EWG, die Entscheidung 
94/381/EG und die Entscheidung 2000/766/
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EG, dahin auszulegen, dass mit ihm ein nati
onales Verbot wie das des Art. 2 der nationa
len vorläufigen Regelung unvereinbar ist, das 
zum Schutz gegen BSE die Produktion von 
und den Handel mit verarbeiteten tierischen 
Proteinen zur Verfütterung an Nutztiere un
tersagt, wenn ein solches nationales Verbot

—	 bereits am 15. Dezember 2000 (also frü
her als die Entscheidung 2000/766/EG) 
in Kraft getreten ist und

—	 vorübergehend (bis zum Erlass der Ent
scheidung 2001/9/EG  12 vom 29. Dezem
ber 2000) auch für Fischmehl und Dical
ciumphosphat gegolten hat?“

27.  Der Gerichtshof hat die Beklagten des 
Ausgangsverfahrens, die Regierungen der 
Mitgliedstaaten, die Erklärungen eingereicht 
haben, nämlich des Königreichs der Nieder
lande, der Bundesrepublik Deutschland und 
des Königreichs Schweden, sowie die Kom
mission aufgefordert, sich im Verlauf der 
mündlichen Verhandlung, die am 7. Septem
ber 2010 stattgefunden hat, zu mehreren Fra
gen zu erklären.

12  — � Die Vorlagefrage nennt in ihrem zweiten Gedankenstrich 
die Entscheidung 2000/766, es ist jedoch offensichtlich, 
dass es sich hierbei um einen Schreibfehler handelt und die 
Entscheidung 2001/9 gemeint war.

IV — Vorbemerkungen

28.  Die Beklagten des Ausgangsverfahrens 
meinen, dass die Vorlagefrage zu bejahen sei. 
Die Unionsregelung sei dahin auszulegen, 
dass sie der nationalen niederländischen Re
gelung sowohl im Hinblick auf das im Vorgriff 
erlassene Verbot von tierischen Proteinen als 
auch im Hinblick auf das zeitweilige Verbot 
von Fischmehl und Dicalciumphosphat ent
gegengestanden habe.

29.  Die Mitgliedstaaten, die Erklärungen 
eingereicht haben, sind hingegen der An
sicht, dass beide Teile der Vorlagefrage zu 
verneinen seien. Die Kommission teilt diesen 
Standpunkt, möchte es jedoch dem vorlegen
den Gericht überlassen, zu prüfen, ob die na
tionale vorläufige Regelung erforderlich und 
verhältnismäßig war.

30.  Aus Gründen, die im Verlauf der folgen
den Ausführungen deutlich werden, bin ich 
der Meinung, dass es zweckmäßig ist, bei der 
Prüfung der Vorlagefrage innerhalb der nati
onalen vorläufigen Regelung zwischen dem 
im Vorgriff erlassenen Verbot von verarbei
teten tierischen Proteinen und dem zeitwei
ligen Verbot von Fischmehl und Dicalcium
phosphat zu unterscheiden, wie es formal im 
Übrigen auch das vorlegende Gericht getan 
hat.
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V — Zur Befugnis der Mitgliedstaaten zum 
Erlass eines vorgezogenen Verbots von ver
arbeiteten tierischen Proteinen

31.  Die Mitgliedstaaten, die Erklärungen 
abgegeben haben, und die Kommission ver
treten übereinstimmend die Auffassung, dass 
das Unionsrecht dem Erlass der nationalen 
vorläufigen Regelung nicht entgegengestan
den habe, und zwar aus zwei verschiedenen 
Gründen. Erstens sei die Gemeinschaftsre
gelung nicht erschöpfend gewesen und habe 
demzufolge die Befugnis der Mitgliedstaaten 
zum Erlass von Maßnahmen wie der natio
nalen vorläufigen Regelung unberührt gelas
sen  13. Zweitens stelle die nationale vorläu
fige Regelung eine vorsorgliche Maßnahme 
im Sinne von Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 4 der 
Richtlinie 90/425 dar  14. Die Beklagten des 
Ausgangsverfahrens machen einerseits gel
tend, mit der Richtlinie 90/425 und der Ent
scheidung 94/381 sei eine vollständige Har
monisierung erfolgt, die den Mitgliedstaaten 
jegliche Befugnis zum Erlass von Maßnah
men wie der nationalen vorläufigen Regelung 
genommen habe. Andererseits seien die ma
teriellen und formellen Voraussetzungen, an 
die der Erlass vorsorglicher Maßnahmen im 
Sinne von Art. 10 Abs. 1 der Richtlinie 90/425 
geknüpft gewesen sei, nicht erfüllt gewesen.

13  — � Dieser Standpunkt wird hauptsächlich von der schwedi
schen Regierung und hilfsweise von der niederländischen 
Regierung vertreten. Wie wir im Folgenden sehen werden, 
wirft auch die Kommission diese Frage auf, wenngleich auf 
differenziertere Art und Weise.

14  — � Dieser Standpunkt wird von der Kommission und den 
Regierungen der Mitgliedstaaten vertreten, die Stellung
nahmen eingereicht haben.

32.  Vorab ist zu bemerken, dass der Erlass 
der nationalen vorläufigen Regelung nicht 
zugleich unter beide Tatbestände fallen kann. 
Die Fragen des vorlegenden Gerichts veran
lassen mich daher, nacheinander zwei Fragen 
ganz unterschiedlicher Art zu behandeln. Die 
erste geht dahin, ob die Mitgliedstaaten an
gesichts einer fehlenden gemeinschaftsrecht
lichen Harmonisierung auf diesem Gebiet 
nach den Bestimmungen des EG-Vertrags, 
d.  h. zum Zeitpunkt des Sachverhalts des 
Ausgangsverfahrens nach Art.  30 EG, zum 
Erlass von Maßnahmen wie der niederländi
schen Vorläufigen Regelung befugt waren  15. 
Allein bei Verneinung dieser Frage, d. h. für 
den Fall, dass die nationale vorläufige Rege
lung in einem harmonisierten Bereich erlas
sen worden ist, stellt sich die zweite Frage, 
ob diese Regelung unter die Vorschriften von 
Art.  10 Abs.  1 der Richtlinie 90/425 subsu
miert werden konnte.

A  —  Zum Bestehen einer Restzuständigkeit 
der Mitgliedstaaten für den Erlass eines 
Verbots der Verwendung von verarbeiteten 
tierischen Proteinen

33.  Wie ich bereits ausgeführt habe, sind 
die Beklagten des Ausgangsverfahrens der 
Auffassung, dass die von der Europäischen 

15  — � Vgl. hierzu den zwölften Erwägungsgrund der Richtlinie 
90/425, in dem es heißt: „Bis zum Erlass von Gemein
schaftsvorschriften empfiehlt es sich jedoch beim gegen
wärtigen Stand der Harmonisierung, für Tiere und 
Erzeugnisse, die keinen gemeinschaftlich harmonisierten 
Vorschriften unterliegen, die Vorschriften des Bestim
mungsmitgliedstaats zugrunde zu legen, sofern diese Arti
kel 36 des Vertrages [später Art. 30 EG] entsprechen.“
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Union getroffene Regelung auf dem Gebiet 
der Tierfuttermittel erschöpfend gewesen 
sei und die Mitgliedstaaten nach dem Er-
lass der Entscheidung 94/381 keine anderen 
als die in dieser Entscheidung vorgesehenen 
Maßnahmen mehr hätten ergreifen dürfen. 
Da diese Entscheidung die Verfütterung von 
verarbeiteten tierischen Proteinen an andere 
Tierarten als Wiederkäuer erlaubt habe, seien 
die Mitgliedstaaten nicht berechtigt gewesen, 
diese zu untersagen.

34.  Die niederländische und die schwedische 
Regierung machen hingegen geltend, der 
betreffende Bereich sei nicht abschließend 
harmonisiert worden. Da die Entscheidung 
94/381 lediglich die Verfütterung von aus 
Säugetiergewebe gewonnenen Futtermitteln 
an alle Wiederkäuerarten erfasst habe, seien 
die Mitgliedstaaten befugt gewesen, Maß
nahmen in Bezug auf einen anderen Gegen
stand zu ergreifen.

35.  Auch die Kommission meint, wenn auch 
differenzierter, dass es insoweit, als die Ent
scheidung 94/381 lediglich die Verfütterung 
von aus Säugetiergewebe gewonnenen Fut
termitteln an alle Wiederkäuerarten unter
sagt habe, nicht vertretbar gewesen sei, darin 
eine vollständige Harmonisierung der Maß
nahmen zur Bekämpfung von BSE auf Ge
meinschaftsebene zu sehen. Allerdings wird 
dieser Standpunkt im Rahmen der Ausfüh
rungen vertreten, mit denen dargelegt wer
den soll, dass die nationale vorläufige Rege
lung eine vorsorgliche Maßnahme im Sinne 
von Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 
90/425 darstellt.

36.  In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass der Gerichtshof bereits 
entschieden hat, dass die Richtlinie 90/425 
im Interesse einer wirksamen Bekämpfung 
der Ausbreitung von Krankheiten, die für 
Tiere oder die menschliche Gesundheit eine 
schwere Gefahr darstellen können, durch ge
naue Festlegung der Pflichten und Aufgaben, 
die den Mitgliedstaaten und der Kommission 
auf diesem Gebiet obliegen, eine vollständige 
Harmonisierung der diesen Krankheiten gel
tenden Schutzmaßnahmen bewirkt  16.

37.  Im Urteil Kommission/Portugal hat der 
Gerichtshof festgestellt, dass nach Art. 10 der 
Richtlinie 90/425 die Befugnis zum Erlass der 
notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Krankheiten, die für die Tiere oder die 
menschliche Gesundheit eine schwere Ge
fahr sein können, ausschließlich bei der Kom
mission liegt. Diese Richtlinie erlaubt es dem 
Mitgliedstaat, der bei einer Kontrolle eine 
Krankheit festgestellt hat, lediglich, die in der 
Unionsregelung vorgesehenen vorbeugenden 
Maßnahmen zu treffen, sowie bei Vorliegen 
schwerwiegender, den Schutz der Gesund
heit betreffender Gründe streng begrenzte 
vorsorgliche Maßnahmen zu erlassen, bis die 
Kommission tätig wird. Daraus hat der Ge
richtshof abgeleitet, dass es einem Mitglied
staat aufgrund dieser neuen Schutzregelung 
insbesondere nicht möglich ist, die Einfuhr 
von Tieren aus einem anderen Mitgliedstaat 
zeitweilig ganz allgemein zu untersagen.

38.  Wie aus dieser Rechtsprechung hervor
geht, hatte die Richtlinie 90/425 also zum 
Ziel, zur Verwirklichung des Binnenmarkts 

16  — � Urteil des Gerichtshofs vom 26.  Mai 1993, Kommission/
Portugal (C-52/92, Slg. 1993, I-2961, Randnrn. 9 und 19).
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den freien Verkehr von lebenden Tieren und 
von Erzeugnissen, die unter die in ihrem An-
hang A aufgeführten Richtlinien fallen, durch 
eine vollständige und abschließende Har-
monisierung der veterinärrechtlichen und 
tierzuchtrechtlichen Vorschriften für den 
innergemeinschaftlichen Handel sicherzu-
stellen. Die in Art.  10 der Richtlinie 90/425 
vorgesehene Schutzregelung entzog den Mit-
gliedstaaten demzufolge die Befugnis, auto-
nome Verbotsmaßnahmen für die Tiere und 
Erzeugnisse zu erlassen, die in ihren Anwen-
dungsbereich fielen.

39.  Die Frage, die sich vorliegend stellt, geht 
also weniger dahin, ob die durch die Richtli
nie 90/425 erfolgte Harmonisierung vollstän
dig war, als vielmehr dahin, ob die von der 
nationalen vorläufigen Regelung erfassten 
Erzeugnisse in ihren Anwendungsbereich 
fielen. In diesem Zusammenhang ist her
vorzuheben, dass der Gerichtshof, als er im 
Urteil Kommission/Portugal die Vollstän
digkeit der Harmonisierung in dem betref
fenden Bereich festgestellt hat, dies mit dem 
Ziel getan hat, die Anwendbarkeit von Art. 30 
EG im vorliegenden Fall auszuschließen. Mit 
anderen Worten wurde die Harmonisierung 
im vorliegenden Fall meines Erachtens aus
schließlich als vollständig erachtet in dem 
Sinne, dass es den Mitgliedstaaten außerhalb 
der mit der Richtlinie 90/425 eingeführten 
Schutzregelung nicht mehr möglich sein soll
te, den Erlass von Verbots- oder restriktiven 
Maßnahmen im Hinblick auf die Tiere und 
Erzeugnisse, die unter diese Richtlinie fielen, 
zu rechtfertigen.

40.  Dabei muss bedacht werden, dass die 
Richtlinie 90/425 nach ihrem zweiten Erwä
gungsgrund zum Ziel hatte, die Beseitigung 
veterinärrechtlicher und tierzuchtrechtlicher 
Hindernisse, die der Entwicklung des inner
gemeinschaftlichen Handels mit den betref
fenden Tieren und Erzeugnissen tierischen 
Ursprungs im Wege stehen, sicherzustel
len, um das reibungslose Funktionieren der 
gemeinsamen Marktorganisationen zu ge
währleisten. Mit anderen Worten stellte die 
Liberalisierung des Handels mit Tieren und 
Erzeugnissen die Regel und das Verbot die
ses Handels, insbesondere aus Gründen der 
öffentlichen Gesundheit, die Ausnahme dar 
und nicht umgekehrt.

41.  Daher ist festzustellen, ob die von der na
tionalen vorläufigen Regelung erfassten tie
rischen Proteine in den Anwendungsbereich 
der Richtlinie 90/425 fielen. Sollte dies nicht 
der Fall sein, ist anzuerkennen, dass die Mit
gliedstaaten — unter der Voraussetzung, dass 
die Regelung nach Art. 30 EG gerechtfertigt 
war — berechtigt waren, eine solche Maß
nahme zu ergreifen. Andernfalls wäre weiter 
zu prüfen, ob die Mitgliedstaaten berechtigt 
waren, eine Maßnahme wie die nationale vor
läufige Regelung zu erlassen.

42.  Diese Frage ist insofern von Bedeutung, 
als die Kommission bzw. der Rat den Erlass 
der Entscheidungen 94/381 und  2000/766 
ausdrücklich auf Art.  10 Abs.  4 der Richtli
nie 90/425 gestützt haben. Daraus kann der 
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Schluss gezogen werden, dass tierische Pro
teine nach Auffassung beider Organe unab
hängig davon, ob sie von Säugetieren oder 
von Nichtsäugern stammten, in den Anwen
dungsbereich der Richtlinie 90/425 fielen. 
Dies geht auch eindeutig aus den Erklärungen 
der Kommission hervor, denen zufolge die 
nationale vorläufige Regelung eine vorsorg
liche Maßnahme darstellt, die von den Mit
gliedstaaten gemäß Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 4 
der Richtlinie 90/425 ergriffen werden kann. 
Ist diese Einschätzung aber zutreffend?

43.  Die Bestimmung des Anwendungsbe
reichs der Richtlinie 90/425 ist tatsächlich 
viel schwieriger, als es auf den ersten Blick 
scheint. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass die Richtlinie 90/425 nur 
auf Tiere und Erzeugnisse Anwendung fand, 
die den in ihrem Anhang A aufgeführten 
harmonisierten Vorschriften unterlagen  17. 
Anhang B der Richtlinie 90/425 bezog hin
gegen in die Tiere und Erzeugnisse, die nicht 
der Harmonisierung unterlagen, für die im 
Handelsverkehr jedoch die in der Richtlinie 
90/425 vorgesehenen Kontrollen galten, auch 
„verarbeitete Schlachtabfälle als Zutaten für 
Tierfutter“ ein. Mit anderen Worten wäre, 
selbst wenn man zu dem Ergebnis käme, dass 
die von der nationalen vorläufigen Regelung 
erfassten Erzeugnisse nicht in den sachlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie 90/425 
fielen, weiter zu fragen, ob sie als verarbeite
te Schlachtabfälle als Zutaten für Tierfutter 

anzusehen und damit in den funktionalen 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie einbe
zogen waren. Zunächst stellt sich in diesem 
Zusammenhang jedoch die Frage, welche Er
zeugnisse genau unter die nationale vorläui
ge Regelung fielen.

17  — � Vgl. den zwölften Erwägungsgrund der Richtlinie 90/425.

44.  Die Entscheidung 94/381 untersagte le
diglich die Verfütterung von aus Säugetierge
webe gewonnenen Futtermitteln an alle Wie
derkäuerarten. Die Entscheidung 2000/766 
ihrerseits untersagt die Verfütterung von 
verarbeiteten tierischen Proteinen an Nutz
tiere, die für die Nahrungsmittelproduktion 
bestimmt sind. Es ist daher zu berücksichti
gen, dass mit der nationalen vorläufigen Re
gelung das Verbot der Entscheidung 94/381 
auf die Verfütterung von aus Säugetiergewe
be gewonnenen Futtermitteln an alle anderen 
Tierarten als Wiederkäuer einerseits und von 
aus anderem als Säugetiergewebe gewonne
nen Futtermitteln an alle Wiederkäuer- und 
Nichtwiederkäuerarten andererseits ausge
weitet worden ist.

45.  Weder die Kommission noch die Mit
gliedstaaten, die Erklärungen eingereicht 
haben, noch die Beklagten des Ausgangsver
fahrens haben hierzu präzis und substantiiert 
vorgetragen. Daher wäre letztlich eine Auffas
sung vertretbar, der zufolge die von den Ent
scheidungen 94/381 und  2000/766 erfassten 
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verarbeiteten tierischen Proteine von diesen 
selbst in den sachlichen Anwendungsbereich 
der Richtlinie 90/425 einbezogen worden 
sind  18, ohne dass sich dies rechtlich auswirk
te. Jedenfalls sind diese beiden Entscheidun
gen bestandskräftig geworden, ohne dass ihre 
Gültigkeit zu irgendeinem Zeitpunkt von ei
nem der Beteiligten in Frage gestellt worden 
wäre.

46.  Tatsächlich bin ich der Auffassung, dass 
der vorliegende Sachverhalt in den Anwen
dungsbereich der Richtlinie 90/425 fiel, auch 
wenn sich dies angesichts der Komplexität 
der auf verarbeitete tierische Proteine an
wendbaren Regelung — unabhängig davon, 
ob man diese Proteine in ihrer Eigenschaft als 
Schlachtabfälle oder in ihrer Eigenschaft als 
Zutaten für Tierfutter betrachtet oder ob man 
auf das Verbot abstellt, das im vorliegenden 
Fall für sie gegolten hat — nur außerordent
lich schwer klar und präzis darlegen lässt.

47.  Art.  13 der Richtlinie 90/667/EWG des 
Rates vom 27.  November 1990 zur Ände
rung von Anhang A der Richtlinie 90/425 
sah vor, dass die betreffenden Erzeugnisse 
den veterinärrechtlichen Kontrollen und 

gegebenenfalls den Schutzmaßnahmen un
terworfen werden sollten, die mit der Richt
linie 90/425 erlassen wurden. Nach Art.  1 
der Richtlinie 90/667 hatte diese zum Ziel, 
tierseuchenrechtliche und die menschliche 
Gesundheit betreffende Vorschriften einer
seits für die Beseitigung und/oder die Verar
beitung von tierischen Abfällen im Hinblick 
auf die Vernichtung der möglicherweise 
darin enthaltenen Krankheitserreger sowie 
die Erzeugung von Futtermitteln tierischen 
Ursprungs nach Methoden, die verhindern, 
dass in diesen Futtermitteln Krankheitserre
ger enthalten sind, und andererseits für die 
Regeln für die Vermarktung von tierischen 
Abfällen, die für andere Zwecke als für den 
menschlichen Verzehr bestimmt sind, einzu
führen. Art. 2 Nr. 1 dieser Richtlinie definier
te tierische Abfälle als „Körper oder Teile von 
Tieren, auch von Fischen, oder nicht unmit
telbar für den Verzehr bestimmte Erzeugnis
se tierischen Ursprungs, mit Ausnahme von 
tierischen Exkrementen und von Küchen- 
und Speiseabfällen“.

18  — � Man könnte den ersten Erwägungsgrund der Entscheidung 
2000/766 in diesem Sinne verstehen, der bestimmt, dass 
„Gemeinschaftsvorschriften, die es untersagen, bestimmte 
verarbeitete tierische Proteine in der Produktion von Fut
termitteln für Wiederkäuer zu verwenden, … seit Juli 1994 
in Kraft [sind]“.

48.  Sodann sah auch Art. 7 Abs. 2 der Richt
linie 92/118/EWG des Rates vom 17. Dezem
ber 1992  19 vor, dass Art.  10 der Richtlinie 
90/425 auf die unter sie fallenden Erzeugnis
se, d.  h. Erzeugnisse tierischen Ursprungs, 
die in Bezug auf die gesundheitlichen Be
dingungen für den Handel mit ihnen in der 
Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in 
die Gemeinschaft nicht den spezifischen 

19  — � Richtlinie über die tierseuchenrechtlichen und gesund
heitlichen Bedingungen für den Handel mit Erzeugnissen 
tierischen Ursprungs in der Gemeinschaft sowie für ihre 
Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich 
nicht den spezifischen Gemeinschaftsregelungen nach  
Anhang A Kapitel I der Richtlinie 89/662/EWG und — in 
Bezug auf Krankheitserreger — der Richtlinie 90/425/EWG 
unterliegen (ABl. L 62, S. 49).
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Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A 
Kapitel I der Richtlinie 89/662 und in Bezug 
auf Krankheitserreger der Richtlinie 90/425 
unterliegen, anzuwenden war. Art.  2 Abs.  1 
Buchst. e der Richtlinie 92/118 definierte zur 
Verfütterung bestimmtes verarbeitetes tieri-
sches Eiweiß im Übrigen erstmals gemein-
schaftsrechtlich, und zwar als „tierisches Ei-
weiß, das behandelt worden ist, damit es für 
die unmittelbare Verfütterung oder zur Ver-
wendung als Bestandteil eines Futtermittels 
aufbereitet werden kann. Es umfasst [u.  a.] 
Fischmehl …“.

49.  Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass 
unter den zahlreichen für Tierfuttermittel 
geltenden Rechtsakten  20 und als Beleg für 
eine fortgeschrittene Harmonisierung auf 
diesem Gebiet die Entscheidung 91/516/
EWG der Kommission vom 9.  September 
1991  21 zweifellos zur Beantwortung der uns 
beschäftigenden Frage beitragen kann. Mit 
dieser Entscheidung erfolgte die Festlegung 
des Verzeichnisses von Ausgangserzeugnis
sen, deren Verwendung in Mischfuttermitteln 
verboten war. Von Säugetieren stammendes 

tierisches Protein war bis zur Änderung die
ses Verzeichnisses durch die Entscheidung 
97/582/EG der Kommission vom 28.  Juli 
1997  22 allerdings nicht darin enthalten. In 
dieser Entscheidung wurde erstmals auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, „proteinhalti
ge Erzeugnisse, die aus Säugetiergewebe ge
wonnen werden, als Ausgangserzeugnisse in 
Mischfuttermitteln für Wiederkäuer“ in das 
Verzeichnis aufzunehmen. Im sechsten Er
wägungsgrund dieser Entscheidung heißt es 
in diesem Zusammenhang, dass diese Über
nahme gerade wegen des in der Entscheidung 
94/381 verankerten Verbots aus „praktischen 
Überlegungen und im Interesse der rechtli
chen Kohärenz“ geboten gewesen sei.

20  — � Ohne Anspruch auf Vollständigkeit seien etwa die Richt
linie 79/373/EWG des Rates vom 2.  April 1979 über den 
Verkehr mit Mischfuttermitteln (ABl. L 86, S. 30) und die 
Richtlinie 96/25/EG des Rates vom 29. April 1996 über den 
Verkehr mit Futtermittel-Ausgangserzeugnissen, zur Ände
rung der Richtlinien 70/524/EWG, 74/63/EWG, 82/471/
EWG und 93/74/EWG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 
77/101/EWG (ABl. L 125, S. 35) genannt.

21  — � Entscheidung zur Festlegung des Verzeichnisses von Aus
gangserzeugnissen, deren Verwendung in Mischfuttermit
teln verboten ist (ABl. L 281, S. 23).

50.  Aus den vorstehenden Ausführungen 
geht hervor, dass die Mitgliedstaaten im Rah
men ihrer Restzuständigkeit bis zum Erlass 
der Entscheidung 2000/766 am 4. Dezember 
2000 meines Erachtens weder die Verfüt
terung von aus Säugetiergewebe gewonne
nen Futtermitteln an andere Tierarten als 
Wiederkäuer noch die Verfütterung von 
aus anderem als Säugetiergewebe gewonne
nen Futtermitteln an alle Wiederkäuer- und 
Nichtwiederkäuerarten, jedenfalls nicht au
ßerhalb der Schutzregelung des Art.  10 der 
Richtlinie 90/425, untersagen durften.

22  — � Entscheidung zur Festlegung des Verzeichnisses von Aus
gangserzeugnissen, deren Verwendung in Mischfuttermit
teln verboten ist (ABl. L 237, S. 39).
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B  —  Zur Befugnis der Mitgliedstaaten, 
die Verwendung von verarbeiteten tieri
schen Proteinen auf der Grundlage der 
Schutzregelung des Art.  10 der Richtlinie 
90/425 zu untersagen, der zum Erlass ein
zelstaatlicher Sicherungsmaßnahmen 
ermächtigt

51.  Kann gleichwohl angenommen werden, 
dass die nationale vorläufige Regelung den 
Bestimmungen des Art. 10 Abs. 1 der Richtli
nie 90/425 unterlag?

52.  Die niederländische, die deutsche und 
die schwedische Regierung machen geltend, 
die nationale vorläufige Regelung sei eine vor
sorgliche Maßnahme im Sinne von Art.  10 
Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 90/425 ge
wesen und habe alle dafür erforderlichen Vo
raussetzungen erfüllt. Erstens habe BSE eine 
ernsthafte Gefahr für Gesundheit von Tieren 
oder Menschen dargestellt, so dass schwer
wiegende Gründe betreffend den Schutz der 
Gesundheit von Mensch und Tier vorgelegen 
hätten. Zweitens hätten zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der nationalen vorläufigen Re
gelung noch keine Maßnahmen der Kommis
sion vorgelegen, so dass diese Regelung in Er
wartung ausstehender Maßnahmen erlassen 
worden sei. Drittens sei die nationale vorläu
fige Regelung eine vorsorgliche Maßnahme. 
Viertens sei sie der Kommission mitgeteilt 
worden, wobei die Verspätung dieser Mittei
lung sich nicht auf ihre Gültigkeit auswirke.

53.  Nach Ansicht der Kommission kann die 
Entscheidung 2000/766 nicht dahin ausgelegt 
werden, dass es den Mitgliedstaaten vor dem 
1.  Januar 2000 untersagt gewesen wäre, vor
sorgliche Schutzmaßnahmen gegen BSE be
treffend die Erzeugung und die Vermarktung 
von verarbeiteten tierischen Proteinen zur 
Verfütterung an Nutztiere auf der Grundlage 
von Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 
90/425 zu ergreifen. Der Umstand, dass das 
Königreich der Niederlande ihr die in der 
nationalen vorläufigen Regelung getroffenen 
Maßnahmen verspätet und unter Verstoß 
gegen die Bestimmungen des Art. 10 Abs. 1 
Unterabs.  5 der Richtlinie 90/425 mitgeteilt 
habe, berühre nicht die Befugnis dieses Mit
gliedstaats zum Erlass dieser Maßnahmen. 
Im Übrigen sei es Sache des vorlegenden Ge
richts, festzustellen, ob die in Rede stehende 
Regelung gerechtfertigt und verhältnismäßig 
gewesen sei.

54.  Beim Erlass einzelstaatlicher Sicherungs
maßnahmen sind nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs die mit der geltenden Uni
onsregelung verfolgten Ziele und die all
gemeinen Grundsätze des Unionsrechts, 
darunter der Grundsatz der Verhältnismäßig
keit, und die Mitteilungspflicht nach Art. 10 
Abs. 1 der Richtlinie 90/425 zu beachten  23.

23  — � Urteil des Gerichtshofs vom 10.  März 2005, Tempelman 
und van Schaijk (C-96/03 und C-97/03, Slg. 2005, I-1895, 
Randnr. 52).
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55.  Es ist daher in erster Linie zu prüfen, ob 
die nationale vorläufige Regelung die Voraus
setzungen von Art.  10 Abs.  1 der Richtlinie 
90/425, die im Licht der mit dieser Richtlinie 
verfolgten Ziele auszulegen sind, erfüllte.

56.  Bei Bejahung dieser ersten Frage wäre 
dann zweitens zu prüfen, ob diese Regelung 
mit den allgemeinen Grundsätzen des Ge
meinschaftsrechts und insbesondere mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar 
war. Schließlich stellt sich drittens die Frage 
nach der Reichweite der in Art.  10 Abs.  1 
der Richtlinie 90/425 vorgesehenen Mittei
lungspflicht sowie nach den Auswirkungen 
ihrer etwaigen Missachtung durch einen 
Mitgliedstaat.

57.  Hierbei handelt es sich im Übrigen um 
die Drei-Stufen-Prüfung, wenn auch in ande
rer Reihenfolge, die der Gerichtshof im Urteil 
Lennox entwickelt hat  24.

1.  Die Beachtung der Bedingungen für das 
Auslösen der Schutzregelung des Art.  10 
Abs. 1 der Richtlinie 90/425

58.  Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass 
die Kontroverse im Wesentlichen die Frage 
betrifft, ob die nationale vorläufige Regelung 

unter Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 
90/425 fällt. Allein die Regierung der Nieder
lande hat sich in ihren Erklärungen mit der 
Frage beschäftigt, ob die von ihr erlassene 
Regelung nicht auch, alternativ oder gleich
zeitig, unter Art.  10 Abs.  1 Unterabs.  2 der 
Richtlinie 90/425 fallen könnte.

24  — � Urteil des Gerichtshofs vom 3. Juli 2003, Lennox (C-220/01, 
Slg. 2003, I-7091, Randnrn. 71 bis 82).

59.  Ich bin der Meinung, dass die nationale 
vorläufige Regelung als den in Art. 10 Abs. 1 
Unterabs. 4 der Richtlinie 90/425 festgelegten 
Bedingungen zuwiderlaufend nicht hätte er
lassen werden dürfen, dass es aber gleichwohl 
zweckmäßig ist, kurz auf die mit dieser Richt
linie eingeführte Unterscheidung zwischen 
Versandmitgliedstaat und Bestimmungsmit
gliedstaat einzugehen.

a)  Zur Unterscheidung zwischen Versand
mitgliedstaat und Bestimmungsmitgliedstaat

60.  Diese beiden Unterabsätze, in denen zwi
schen Versandmitgliedstaat, d. h. dem Staat, 
von dem aus die Tiere oder Erzeugnisse ver
sandt werden, und Bestimmungsmitglied
staat, d.  h. dem Staat, in den die Tiere oder 
Erzeugnisse versandt werden, unterschie
den wird, eröffnen den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, in der einen oder anderen Ei
genschaft einzelstaatliche Maßnahmen zu 
ergreifen, wobei sich allerdings die Bedin
gungen und die Modalitäten unterscheiden, 
so dass die Fälle, die in ihren jeweiligen An
wendungsbereich fallen, für gewöhnlich um
schrieben werden müssen.
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61.  Die niederländische Regierung hat in die
sem Zusammenhang geltend gemacht, diese 
Unterscheidung sei im vorliegenden Fall 
nicht relevant, weil die nationale vorläufige 
Regelung nicht den innergemeinschaftlichen 
Handel habe regulieren sollen, sondern allge
meiner die Erzeugung und die Vermarktung 
von Tierfuttermitteln. Das Königreich der 
Niederlande habe die nationale vorläufige 
Regelung daher sowohl in seiner Eigenschaft 
als Versandmitgliedstaat als auch in seiner 
Eigenschaft als Bestimmungsmitgliedstaat 
erlassen. Jedenfalls sei der Handlungsspiel
raum der Mitgliedstaaten nach Art. 10 Abs. 1 
Unterabs.  2 größer als nach dessen Unter
abs. 4, und die Gründe, die ein Einschreiten 
in ihrer Eigenschaft als Bestimmungsmit
gliedstaat rechtfertigten, rechtfertigten a for
tiori ein Einschreiten in ihrer Eigenschaft als 
Versandmitgliedstaat.

62.  Ich muss vorab bemerken, dass ich die 
Analyse der niederländischen Regierung 
nicht vollständig teilen kann. Eine nationa
le Maßnahme kann sehr wohl im Hinblick 
auf Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 2 der Richtlinie 
90/425 zulässig und im Hinblick auf Art. 10 
Abs.  1 Unterabs.  4 dieser Richtlinie unzu
lässig sein. Die Unterscheidung kann sich 
also für einen Mitgliedstaat als entscheidend 
erweisen.

63.  Im vorliegenden Fall ist die Unterschei
dung angesichts der Reichweite der nationa
len vorläufigen Regelung tatsächlich jedoch 
von geringerer Bedeutung. Das in ihr enthal
tene Verbot betraf sowohl die Ausfuhren als 

auch die Einfuhren von Tierfuttermitteln und 
konnte damit sowohl als eine Maßnahme des 
Versandmitgliedstaats als auch als eine solche 
des Bestimmungsmitgliedstaats betrachtet 
werden. Von diesem Standpunkt aus ist es für 
Exporteure der anderen Mitgliedstaaten im 
Übrigen von besonderer Bedeutung, dass die 
in Art.  10 Abs.  1 Unterabs.  4 der Richtlinie 
90/425 festgelegten Bedingungen für den Er
lass vorsorglicher Maßnahmen durch einen 
Bestimmungsmitgliedstaat beachtet werden.

b)  Zu den Bedingungen für den Erlass vor
sorglicher Maßnahmen nach Art.  10 Abs.  1 
Unterabs. 4 der Richtlinie 90/425

64.  Der Erlass einzelstaatlicher Maßnahmen 
nach Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtli
nie 90/425 ist an mehrere Bedingungen ge
knüpft. Zunächst ist ein Eingreifen gemäß 
Art.  10 Abs.  1 Unterabs.  1 der Richtlinie 
90/425 nur möglich bei „Auftreten … von al
len Zoonosen, Krankheiten und anderen Ur
sachen, die eine Gefahr für die Tiere oder die 
menschliche Gesundheit darstellen können“. 
Sodann ist die Ermächtigung des Art.  10 
Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 90/425 auf 
den „Bestimmungsmitgliedstaat“ sowie dar
auf beschränkt, „vorsorgliche Maßnahmen“ 
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zu ergreifen, die gegen „die betreffenden Be
triebe, Zentren oder Einrichtungen oder — im 
Fall einer Tierseuche — in Bezug auf die von 
der Gemeinschaftsregelung vorgesehenen  
Schutzgebiete“ gerichtet und durch das „Vor
liegen schwerwiegender Gründe betreffend 
den Schutz der Gesundheit von Mensch und 
Tier“ gerechtfertigt sind. Schließlich sollen 
diese Maßnahmen nur ergriffen werden, „so
lange die gemäß [Artikel  10] Absatz  4 [die
ser Richtlinie] zu ergreifenden Maßnahmen 
noch ausstehen“.

65.  Diese verschiedenen Bedingungen sind 
zweifellos nicht als gleichbedeutend anzu
sehen und können entsprechend ihren logi
schen Beziehungen zueinander untergliedert 
werden. Vereinfachend könnte man sagen, 
dass die Maßnahmen, die von den Bestim
mungsmitgliedstaaten ergriffen werden 
können, auf der doppelten Feststellung des 
Bestehens einer Gefahr und des Bestehens 
von Dringlichkeit beruhen müssen, dass die 
Organe der Union noch nicht tätig geworden 
sein dürfen und dass die Verhältnismäßigkeit 
der Maßnahmen gewahrt sein muss.

66.  Die Maßnahmen, die die Bestimmungs
mitgliedstaaten nach Art.  10 Abs.  1 Unter
abs. 4 der Richtlinie 90/425 ergreifen können, 
müssen zunächst auf der Feststellung eines 
Risikos, einer Gefahr für die Gesundheit von 
Mensch und Tier, beruhen. Sie müssen ferner 
vorsorglich sein, d. h. auf Dringlichkeitserwä
gungen beruhen und einer Situation abhel
fen, die auf Gemeinschaftsebene vorüberge
hend nicht geregelt ist, jedoch zur Regelung 

ansteht. Sie müssen schließlich verhältnismä
ßig sein, d. h. innerhalb der Grenzen dessen 
bleiben, was zur Erreichung des verfolgten 
Ziels, nämlich der sofortigen Ausschaltung 
eines erkannten Risikos, erforderlich ist.

67.  Darin liegt zweifellos der Sinn der Be
dingung, dass die vorsorglichen Maßnahmen 
nur gegen „die betreffenden Betriebe, Zent
ren oder Einrichtungen“ oder — im Fall einer 
Tierseuche — „in Bezug auf die von der Ge
meinschaftsregelung vorgesehenen Schutz
gebiete“ ergriffen werden dürfen, die sich 
weder der Feststellung einer Gefahr noch der 
Feststellung einer Dringlichkeit zuordnen 
lässt.

68.  In diesem Zusammenhang ist zu bemer
ken, dass die Frage, ob der Anwendungsbe
reich der nationalen vorläufigen Regelung, 
die ein allgemeines Verbot für sämtliche 
Erzeugungs- und Vermarktungswege von 
Tierfuttermitteln enthielt, nicht über das 
von Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 
90/425 Erlaubte hinausging, weder von der 
Kommission noch von den Mitgliedstaaten, 
die Erklärungen eingereicht haben, noch von 
den Beklagten des Ausgangsverfahrens erör
tert worden ist. Auch der Gerichtshof hat sich 
bisher nicht zu dieser Frage geäußert.

69.  Es ist jedoch davon auszugehen, dass sich 
die fehlende Erörterung dieses Punkts nicht 
auswirkt, weil die Prüfung dieser Bedingung 
in der Verhältnismäßigkeitsprüfung aufgeht.
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i) Das Bestehen einer Gefahr

70.  Die Notwendigkeit des Bestehens einer 
Gefahr wird zunächst durch die in Art.  10 
Abs.  1 Unterabs.  1 der Richtlinie 90/425 
aufgestellte Bedingung des „Auftreten[s] … 
von allen Zoonosen, Krankheiten und ande
ren Ursachen, die eine Gefahr für die Tiere 
oder die menschliche Gesundheit darstellen 
können“, die sowohl auf den Erlass gemein
schaftlicher Schutzmaßnahmen als auch, in 
Ermangelung Letzterer, auf den Erlass ein
zelstaatlicher vorsorglicher Maßnahmen An
wendung findet, zum Ausdruck gebracht. Da
rüber hinaus zeigt sie sich in der Bedingung 
des Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 
90/425, dass die Mitgliedstaaten nur bei Vor
liegen „schwerwiegender Gründe betreffend 
den Schutz der Gesundheit von Mensch und 
Tier“ tätig werden.

71.  Diese doppelte Bedingung ist vorliegend 
aus ein und demselben Grund als erfüllt 
anzusehen.

72.  Die Kommission hat darauf hingewiesen, 
dass diese Bedingung nach der Rechtspre
chung des Gerichtshofs  25 erfüllt sein kann, 
„wenn neue Hinweise die Wahrnehmung der 
Gefahr, die eine Krankheit darstellt, erheblich 
ändern“.

25  — � Urteile des Gerichtshofs vom 5.  Mai 1998, National Far
mers’ Union u. a. (C-157/96, Slg. 1998, I-2211, Randnrn. 28 
bis 32), vom 5. Mai 1998, Vereinigtes Königreich/Kommis
sion (C-180/96, Slg. 1998, I-2265, Randnrn. 51 bis 53), und 
Lennox (Randnr. 72).

73.  Im vorliegenden Fall wurden, wie aus 
den ersten drei Erwägungsgründen der Ent
scheidung 2000/766 des Rates hervorgeht, 
Fälle von BSE registriert, von denen 1995 
und danach geborene Tiere betroffen waren, 
nachdem am 27. Juni 1994 die Entscheidung 
94/381 erlassen worden war, die erstmals 
Gemeinschaftsvorschriften über Kontrol
len bei der Verfütterung von verarbeitetem 
Säugetierprotein an alle Wiederkäuerarten 
enthielt. Mit Abgabe der in diesem Zusam
menhang erarbeiteten Stellungnahme des 
Wissenschaftlichen Lenkungsausschusses 
vom 27. und 28. November 2000, in der erst
mals auf die Gefahr einer „Kreuzkontamina
tion zwischen Futtermitteln für Rinder und 
möglicherweise BSE-verseuchte Proteine 
enthaltenden Futtermitteln für andere Tiere“ 
hingewiesen wurde, kann die Wahrnehmung 
der Gefahr, die BSE darstellt, als erheblich ge
ändert angesehen werden.

74.  Sogar der Erlass der Entscheidung 
2000/766 des Rates, auf die sich die natio
nale vorläufige Regelung ausdrücklich bezog 
und die mit dieser umgesetzt werden sollte, 
beruhte also im Wesentlichen auf der Fest
stellung der Notwendigkeit, die Verwendung 
von tierischem Protein in Futtermitteln vor
sichtshalber vorübergehend zu untersagen  26. 
Die Stellungnahme des Wissenschaftlichen 
Lenkungsausschusses, die als Rechtfertigung 
für die Entscheidung 2000/766 herangezo
gen wurde, konnte somit, wie die niederlän
dische, die deutsche und die schwedische 

26  — � Sechster Erwägungsgrund der Entscheidung 2000/766.
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Regierung sowie die Kommission in ihren Er-
klärungen geltend gemacht haben, auch den 
Erlass der nationalen vorläufigen Regelung 
rechtfertigen.

ii) Das Bestehen von Dringlichkeit

75.  Die Notwendigkeit des Bestehens von 
Dringlichkeit wird durch die Bedingung, dass 
das Eingreifen der Bestimmungsmitglied
staaten zum einen „vorsorglich“ und zum 
anderen nur erfolgt, „solange die … zu ergrei
fenden Maßnahmen noch ausstehen“, zum 
Ausdruck gebracht.

76.  Kann angenommen werden, dass die na
tionale vorläufige Regelung vorsorglich erlas
sen wurde und tatsächlich einen Sicherungs
zweck verfolgte?

77.  Art.  2 der nationalen vorläufigen Rege
lung hatte gerade zum Ziel, die vorläufige 
Umsetzung der vom Rat beschlossenen und 
in Art.  3 dieser Regelung übernommenen 
Schutzmaßnahmen zu gewährleisten. Es 
kann sicherlich davon ausgegangen werden, 
dass diese Form der Vorwegnahme auf eine 
Besorgnis angesichts der Dringlichkeit der 
Situation zurückzuführen war.

78.  An dieser Stelle ist festzustellen, dass 
das Argument der Beklagten des Ausgangs
verfahrens, die nationale vorläufige Regelung 
habe nicht den Schutz der Gesundheit von 

Mensch oder Tier zum Ziel gehabt, sondern 
ein rein organisatorisches Ziel verfolgt, näm
lich die Beendigung der bestehenden Produk
tionsprozesse, meines Erachtens diese Wür
digung nicht in Frage stellen kann. Es geht 
hier nicht darum, festzustellen, ob die Ziele, 
die der Mitgliedstaat tatsächlich verfolgte 
oder zu verfolgen vorgab, den Anforderungen 
der Unionsregelung im Hinblick auf das Be
stehen einer Gefahr genügten, sondern allein 
darum, darzulegen, dass ein Einschreiten des 
Mitgliedstaats dringend erforderlich war. Die 
in diesem Zusammenhang durchzuführende 
Prüfung ist also relativ einfach. Sie besteht 
allein darin, festzustellen, ob es eine Gemein
schaftsregelung gab.

79.  Hingegen ist die Auffassung, die natio
nale vorläufige Regelung sei erlassen worden, 
„solange die … zu ergreifenden Maßnahmen 
noch [ausstanden]“, in Anbetracht der Tatsa
che, dass Gemeinschaftsmaßnahmen genau 
vier Tage zuvor „ergriffen“ worden waren, 
kaum vertretbar.

80.  Zwar hat der Gerichtshof, der eine ver
gleichbare Frage im Hinblick auf die ent
sprechenden Bestimmungen der Richtlinie 
89/662  27 in seinem Urteil Eurostock  28 zu ent
scheiden hatte, festgestellt, dass „der Erlass 
einer Entscheidung der Kommission, deren 
Inkrafttreten nicht unmittelbar bevorsteht, 

27  — � Art. 9 Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 89/662 und Art. 10 
Abs. 1 Unterabs. 4 der Richtlinie 90/425 haben den gleichen 
Wortlaut. In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, 
dass die beiden Richtlinien ähnliche Bestimmungen enthal
ten, wobei die Richtlinie 90/425 die Regelungen der Richt
linie 89/662 in Bezug auf lebende Tiere und Erzeugnisse, 
die von ihrem Anwendungsbereich ausgeschlossen sind, 
ergänzt (vgl. hierzu den 13. Erwägungsgrund der Richtlinie 
89/662).

28  — � Urteil vom 5.  Dezember 2000 (C-477/98, Slg. 2000, 
I-10695).
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nicht bereits als solcher einen Mitgliedstaat 
daran hindern [kann], vorsorgliche Maßnah-
men gemäß Artikel 9 Absatz 1 Unterabsatz 4 
der Richtlinie 89/662 zu erlassen“. Allerdings 
weicht der Sachverhalt der Rechtssache Eu-
rostock, wie die Beklagten des Ausgangs-
verfahrens hervorgehoben haben, in einem 
wesentlichen Punkt vom Sachverhalt der vor-
liegenden Rechtssache ab.

81.  In der Rechtssache Eurostock war das 
Inkrafttreten der Gemeinschaftsregelung 
über einen Zeitraum von fast drei Jahren seit 
ihrem Erlass mehrmals aufgeschoben wor
den. Darüber hinaus war die einzelstaatliche 
Maßnahme erst nach der Verschiebung des 
Inkrafttretens der Gemeinschaftsregelung 
ergriffen worden. In der vorliegenden Rechts
sache sollte die kurz nach der Feststellung ei
ner Gefahr erlassene Gemeinschaftsregelung 
hingegen weniger als einen Monat später in 
Kraft treten, was tatsächlich auch geschehen 
ist.

82.  In seinen Schlussanträgen in der Recht
sache Kommission/Frankreich  29 hat General
anwalt Mischo zu denselben Bestimmungen 
der Richtlinie 89/662 jedenfalls einen gegen
teiligen Standpunkt vertreten. Nach seiner 
Auffassung ist ein Mitgliedstaat nach Art.  9 
Abs.  1 Unterabs.  4 der Richtlinie 89/662 
nicht berechtigt, eine einzelstaatliche Schutz
maßnahme mit dem Ziel der Verschärfung 
einer aufgrund dieser Vorschrift erlasse
nen gemeinschaftlichen Schutzmaßnahme 
zu ergreifen. Er führt dort aus: „Wenn ein 
Mitgliedstaat mit einer gemeinschaftlichen 

Schutzmaßnahme nicht zufrieden ist, muss er 
seine Einwände vor dem Richter geltend ma
chen, der dann entscheiden wird. Es ist nicht 
seine Sache, einseitig zu handeln.“ Ungeach
tet der Eindeutigkeit dieser Antwort sind die 
Sachverhalte der vorliegenden Rechtssache 
und der Rechtssache C-1/00 nicht völlig de
ckungsgleich. Die nationale vorläufige Rege
lung sollte die gemeinschaftliche Schutzmaß
nahme nicht verschärfen, sondern lediglich, 
jedenfalls im Hinblick auf das im Vorgriff er
lassene Verbot, ihre Umsetzung vorwegneh
men bzw. beschleunigen.

29  — � Nrn. 162 bis 164 der Schlussanträge (Urteil vom 13. Dezem
ber 2001, C-1/00, Slg. 2001, I-9989).

83.  Meines Erachtens kann unter den Um
ständen des Ausgangsverfahrens nicht ange
nommen werden, dass der Erlass der natio
nalen vorläufigen Regelung die Bedingungen 
der anwendbaren Unionsregelung im Hin
blick auf die Feststellung einer Dringlichkeit 
erfüllte. Deutlicher gesagt scheint mir die 
nationale vorläufige Regelung nicht erlassen 
worden zu sein, „solange die … zu ergrei
fenden Maßnahmen noch [ausstanden]“, 
sondern erst, nachdem diese Maßnahmen 
„ergriffen“ worden waren, und damit unter 
Verstoß gegen die Bestimmungen des Art. 10 
Abs.  1 Unterabs.  4 der Richtlinie 90/425; es 
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ist Sache des im Ausgangsverfahren angeru
fenen Gerichts, hieraus die Konsequenzen zu 
ziehen.

84.  In diesem Zusammenhang ist auf den 
Umstand hinzuweisen, dass die am 4.  De
zember 2000 — und damit nach Abgabe der 
Stellungnahme des Wissenschaftlichen Len
kungsausschusses vom 27. und 28.  Novem
ber 2000 — erlassene Entscheidung 2000/766 
am 1.  Januar 2001 in Kraft getreten ist. Das 
gemeinschaftliche Einschreiten zeugt dem
nach von einer gewissen Schnelligkeit. Im 
Vergleich dazu ist hervorzuheben, dass Art. 1 
der Entscheidung 94/381 den Mitgliedstaaten 
eine Frist von dreißig Tagen ab ihrer Notifizie
rung gesetzt hatte, um die Verfütterung von 
aus Säugetiergewebe gewonnenen Futtermit
teln an alle Wiederkäuerarten zu untersagen. 
Die nationale vorläufige Regelung ihrerseits 
ist am 8.  Dezember 2000 erlassen worden 
und damit zu einem Zeitpunkt, zu dem sich 
die Gemeinschaftsorgane der Dringlichkeit 
der Lage bereits bewusst waren, sie ist aber 
erst am 15. Dezember 2000 in Kraft getreten, 
ohne dass sich die niederländische Regierung 
auf Nachfrage in der mündlichen Verhand
lung zu den Gründen für diesen zeitlichen 
Abstand erklärt hätte.

85.  Angesichts der vorstehenden Erwägun
gen ist die Prüfung der Bedingung im Hin
blick auf die Beachtung des Verhältnismä
ßigkeitsgrundsatzes nicht unerlässlich. In 
dem Bestreben, dem vorlegenden Gericht 
eine sachdienliche Antwort auf seine Frage 
zu geben, halte ich es hingegen für wichtig, 
einzelne Klarstellungen in Bezug auf die Mit
teilungspflicht des Art. 10 Abs. 1 Unterabs. 5 
der Richtlinie 90/425 vorzunehmen.

2.  Die Beachtung der Pflicht zur Mitteilung 
der ergriffenen Maßnahmen

86.  Gemäß Art.  10 Abs.  1 Unterabs.  5 der 
Richtlinie 90/425 müssen die Maßnahmen, 
die von den Mitgliedstaaten, sowohl in ih
rer Eigenschaft als Versandmitgliedstaat als 
auch in ihrer Eigenschaft als Bestimmungs
mitgliedstaat, ergriffen worden sind, unver
züglich der Kommission und den übrigen 
Mitgliedstaaten mitgeteilt werden. Im vor
liegenden Fall ist die nationale vorläufige 
Regelung am 8. Dezember 2000 erlassen, der 
Kommission aber erst am 10.  Januar 2001 
mitgeteilt worden. Kann ein Zeitraum von 33 
Tagen bei vernünftiger Betrachtung als den 
Bestimmungen der Richtlinie 90/425 ent
sprechend angesehen werden? Falls nein, wie 
könnte die Sanktion für die Nichteinhaltung 
einer solchen Frist aussehen? Welche Folgen 
hat es im Übrigen, wenn überhaupt keine 
Mitteilung an die übrigen Mitgliedstaaten 
erfolgt?

87.  Die Kommission sowie die niederlän
dische und die deutsche Regierung sind im 
Wesentlichen der Ansicht, diese Verspätung 
berühre keinesfalls die Befugnis des Mitglied
staats zum Erlass einer Maßnahme wie der 
nationalen vorläufigen Regelung und folglich 
auch nicht deren Gültigkeit, auch wenn nur 
schwerlich angenommen werden könne, dass 
die Notifizierung „unverzüglich“ im Sinne der 
Richtlinie 90/425 erfolgt sei.

88.  Im Urteil Lennox hat der Gerichtshof 
einen Zeitraum von 16 Tagen als angemes
sen erachtet. Er hat dem Mitgliedstaat, der 
von der fraglichen Schutzmaßnahme eines 
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anderen Mitgliedstaats hauptsächlich betrof
fen war, im Übrigen die Frage gestellt, ob ihm 
diese Maßnahme notifiziert worden war  30. 
Über die etwaige Sanktion für einen unan
gemessen langen Zeitraum oder das Fehlen 
einer Mitteilung an die übrigen Mitgliedstaa
ten nach dieser Vorschrift hatte er hingegen 
bisher nicht zu befinden. Allerdings hat der 
Gerichtshof entschieden, dass die Verletzung 
einer derartigen, sich im fraglichen Fall aus 
Art. 8 Abs. 1 Buchst. a Unterabs. 3 der Richt
linie 90/425 ergebenden Pflicht der Befugnis 
des Mitgliedstaats zum Erlass von unter diese 
Vorschriften fallenden Maßnahmen keinen 
Abbruch tut  31.

89.  Die Entscheidung über die Gültigkeit der 
nationalen vorläufigen Regelung ist selbst
verständlich nicht Sache des Gerichtshofs, 
sondern obliegt den zuständigen Gerichten 
des in Rede stehenden Mitgliedstaats. Der 
Gerichtshof könnte im Rahmen einer Ver
tragsverletzungsklage allenfalls feststellen, 
dass das Verhalten eines Mitgliedstaats, das 
darin besteht, dass er vorsorgliche Maßnah
men ergreift, ohne sie der Kommission oder 
den übrigen Mitgliedstaaten mitzuteilen, mit 
der Richtlinie unvereinbar ist. Insoweit könn
te die Verletzung der in Art. 10 Abs. 1 Unter
abs. 5 der Richtlinie 90/425 festgelegten Mit
teilungspflicht der Verletzung der Pflicht zur 
Mitteilung der Maßnahmen zur Umsetzung 

einer Richtlinie oder gar der Pflicht zur loya
len Zusammenarbeit, die in Art. 10 EG veran
kert ist, gleichkommen.

30  — � Urteil Lennox, Randnr. 73.
31  — � Urteil des Gerichtshofs vom 8.  Januar 2002, van den Bor 

(C-428/99, Slg. 2002, I-127, Randnrn. 45 bis 47).

90.  Hat diese Verteilung der Zuständigkeiten 
zwischen dem Gerichtshof und den natio
nalen Gerichten jedoch zur Folge, dass eine 
etwaige Verletzung dieser Pflicht gar keine 
Sanktion nach sich zieht, oder sogar, dass sich 
der Gerichtshof in diesem Zusammenhang 
überhaupt nicht äußern darf?

91.  Wahrscheinlich muss zwischen einer 
fehlenden bzw. verspäteten Mitteilung einer
seits und einer Mitteilung an die Kommission 
bzw. die übrigen Mitgliedstaaten andererseits 
unterschieden werden. Um die Bedeutung 
dieser Pflicht zu erfassen und die Folgen ih
rer etwaigen Verletzung zu bestimmen, ist 
außerdem der Kontext zu prüfen, in den sie 
gehört.

92.  Wie die niederländische Regierung ausge
führt hat, kann diese Mitteilungspflicht nicht 
den Zweck haben, eine irgendwie geartete 
Vorabgenehmigung der Kommission oder 
der übrigen Mitgliedstaaten einzuholen; das 
Gegenteil ist der Fall. Gleichwohl sollen aber 
mit ihrer Hilfe die Informationen beschafft 
werden, die für ein späteres gemeinschaftli
ches Eingreifen unerlässlich sind, zumal nur 
ein solches Eingreifen den notwendigen Aus
gleich zwischen dem Schutz der Gesundheit 
von Mensch und Tier im gesamten Unions
gebiet und dem freien Verkehr der betref
fenden Tiere und Erzeugnisse wirksam her
stellen kann. Dieser Sachverhalt kommt im 
Übrigen in der Entscheidung 2000/766 zum 
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Ausdruck, in deren Erwägungsgründen von 
Schutzmaßnahmen der Mitgliedstaaten die 
Rede ist  32. Insoweit ist die Übermittlung der 
relevanten Informationen an die Kommissi
on der erste Schritt in einem Prozess, der den 
Übergang von der vorsorglichen Verwaltung 
einer Notsituation durch einen Mitgliedstaat 
zur kollektiven Bewältigung einer beherrsch
baren Situation auf Unionsebene ermöglicht. 
Diese Mitteilung stellt damit das Gegenstück 
zur Feststellung einer Dringlichkeit dar, die 
Voraussetzung für den Erlass vorsorglicher 
Maßnahmen durch einen Mitgliedstaat ist.

93.  Die Mitteilung der relevanten Informati
onen an die übrigen Mitgliedstaaten ist nicht 
weniger wichtig, weil sie gerade dem Zweck 
dient, diese vor der Gefahr oder dem Risiko 
zu warnen, das die Notsituation ausgelöst 
hat. Diese Mitteilung stellt damit das Ge
genstück zur Feststellung einer Gefahr dar, 
die ebenfalls Voraussetzung für den Erlass 
vorsorglicher Maßnahmen durch einen Mit
gliedstaat ist.

94.  An dieser Stelle ist auf den Umstand 
hinzuweisen, dass die Mitteilung des König
reichs der Niederlande vom 10.  Januar 2001 
zu einem Zeitpunkt erfolgt ist, als die Be
stimmungen der Entscheidung 2000/766 des 
Rates in Verbindung mit den Bestimmungen 
der Entscheidung 2001/9 der Kommission 
zum einen bereits vollständig Anwendung 
fanden und die nationale vorläufige Regelung 
zum anderen nicht mehr anwendbar war. Die 
Mitteilung über den Erlass der nationalen 
vorläufigen Regelung, der insoweit besondere 

Bedeutung zukam, als sie eine Änderung 
des sachlichen und zeitlichen Anwendungs
bereichs der soeben ergriffenen Gemein
schaftsmaßnahmen bewirkte, war demnach 
nicht nur verspätet, sondern vor allem völlig 
nutzlos.

32  — � Vgl. den vierten Erwägungsgrund der Entscheidung 
2000/766.

95.  Auch wenn es dem Gerichtshof unter 
diesen Umständen nicht möglich ist, die Ver
letzung dieser den Mitgliedstaaten bei der 
Ausübung ihrer Befugnis zum Erlass vor
sorglicher Maßnahmen obliegenden spezi
ellen Informationspflicht im Rahmen eines 
Vorabentscheidungsverfahrens zu ahnden, 
bleibt es ihm doch unbenommen, auf ihre 
besondere Bedeutung hinzuweisen, indem er 
etwa daran erinnert, dass es vor allem Sache 
der nationalen Gerichte ist, Verstöße der Mit
gliedstaaten gegen ihre gemeinschaftsrechtli
chen Verpflichtungen zu ahnden.

96.  Alles in allem und ohne dass es noch auf 
die Prüfung der Vereinbarkeit der nationalen 
vorläufigen Regelung mit dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit ankäme, war das König
reich der Niederlande meines Erachtens nicht 
berechtigt, eine Maßnahme wie die im Aus
gangsverfahren fragliche, mit der die Verfüt
terung von verarbeiteten tierischen Proteinen 
an alle Nutztierarten im Vorgriff untersagt 
wurde, zu ergreifen.
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VI  —  Zur Befugnis der Mitgliedstaaten 
zum Erlass eines vorläufigen Verbots von 
Fischmehl und Dicalciumphosphat

97.  Mit dem zweiten Teil seiner Frage er
sucht das vorlegende Gericht den Gerichts
hof, sich dazu zu äußern, ob das Unionsrecht 
dahin auszulegen ist, dass es einer Auswei
tung des in der nationalen vorläufigen Rege
lung enthaltenen Verbots auf Fischmehl und 
Dicalciumphosphat entgegenstand, wobei 
Art.  2 Abs. 2 der Entscheidung 2000/766 in 
diesem Zusammenhang einerseits vorsah, 
dass das Verbot nicht für die Verwendung 
von Fischmehl zur Verfütterung an ande
re Tiere als Wiederkäuer und insbesondere 
nicht für Dicalciumphosphat galt, und an
dererseits die Verwendung dieser beiden Er
zeugnisse Maßnahmen voraussetzte, die nach 
dem Verfahren des Art.  17 der Richtlinie 
89/662 festzulegen waren und mit dem Erlass 
der Entscheidung 2001/9 schließlich ergriffen 
wurden.

98.  Die Mitgliedstaaten, die Erklärungen 
abgegeben haben, und die Kommission ha
ben bei der Erörterung der dem Gerichtshof 
vorgelegten Frage innerhalb der nationalen 
vorläufigen Regelung nicht zwischen dem im 
Vorgriff erlassenen Verbot von verarbeiteten 
tierischen Proteinen und dem vorläufigen 
Verbot von Fischmehl und Dicalciumphos
phat unterschieden. Sie gehen allgemein da
von aus, dass beide Maßnahmen vorsorgliche 

Maßnahmen im Sinne des Art. 10 Abs. 1 Un
terabs. 4 der Richtlinie 90/425 darstellten.

99.  Es ist gewiss möglich, die Vereinbarkeit 
der gesamten nationalen vorläufigen Rege
lung mit dem Gemeinschaftsrecht zu prü
fen, ohne zwischen diesen beiden Aspekten 
zu unterscheiden. Allerdings besteht ein 
signifikanter Unterschied zwischen beiden 
Aspekten. Das im Vorgriff erlassene Verbot 
von verarbeiteten tierischen Proteinen ent
sprach, abgesehen vom Zeitpunkt seines In
krafttretens, den Vorgaben der Entscheidung 
2000/766. Das vorläufige Verbot von Fisch
mehl und Dicalciumphosphat lief den Vorga
ben dieser Entscheidung hingegen zuwider.

100.  Die niederländische Regierung macht in 
diesem Zusammenhang geltend, sie habe die 
sehr strengen Bedingungen für die Verwen
dung von Fischmehl und Dicalciumphosphat, 
die mit der Entscheidung 2001/9 schließlich 
festgelegt worden seien, nicht voraussehen 
können; im Hinblick auf die bestehenden Ri
siken für die öffentliche Gesundheit sei nach 
Abwägung der verschiedenen betroffenen In
teressen dem Verbot der Verwendung dieser 
beiden Erzeugnisse der Vorrang eingeräumt 
worden, solange der Erlass der Durchfüh
rungsmaßnahmen noch ausgestanden habe.

101.  Diese Argumentation erscheint mir 
nicht überzeugend.

102.  Art.  2 der Entscheidung 2000/766 
schloss die Verwendung von Fischmehl zur 
Verfütterung an andere Tiere als Wiederkäuer 
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und die Verwendung von Dicalciumphosphat 
ganz allgemein ausdrücklich vom Anwen
dungsbereich des Verbots aus. Zwar ist diese 
Abweichung in gewisser Weise tatsächlich 
erst mit dem Erlass der Durchführungsmaß
nahmen, von denen sie begleitet werden 
sollte, also mit dem Erlass der Entscheidung 
2001/9 der Kommission vom 29.  Dezember 
2000 — und damit nach dem Inkrafttreten 
der nationalen vorläufigen Regelung —, wirk
sam geworden.

103.  Allerdings war der Zeitpunkt, auf den 
es im vorliegenden Fall allein wirklich an
kam, der Beginn der Anwendung des Ver
bots, von dem notwendigerweise auch der 
Zeitpunkt des Beginns der Anwendung der 
Abweichungen von diesem Verbot abhing. Es 
zeigt sich, dass die Entscheidungen 2000/766 
und  2001/9 vorliegend zu demselben Zeit
punkt in Kraft getreten sind und dass der 
Zeitpunkt des Beginns der Anwendung des 
Verbots mit dem Zeitpunkt des Beginns der 
Anwendung der Abweichungen von diesem 
Verbot zusammenfiel.

104.  Die Anwendung der Abweichungen von 
dem Verbot, das mit der ab dem 15. Dezem
ber 2000 anwendbaren nationalen vorläui
gen Regelung im Vorgriff erlassen worden 
war, setzte den Erlass der in der Entscheidung 
2000/766 vorgesehenen Durchführungs
maßnahmen voraus. Die Abweichungen im 

Hinblick auf die Verwendung von Fischmehl 
zur Verfütterung an andere Tiere als Wie
derkäuer und die Verwendung von Dicalci
umphosphat fanden demnach zwischen dem 
15. Dezember 2000 und dem 1.  Januar 2001 
keine Anwendung.

105.  Mit anderen Worten enthielt die na
tionale vorläufige Regelung ein Verbot der 
Verwendung von Fischmehl zur Verfütterung 
an andere Tiere als Wiederkäuer und der 
Verwendung von Dicalciumphosphat, wo
hingegen dies nach der Unionsregelung nicht 
untersagt war und ausdrücklich auch nicht 
untersagt werden sollte.

106.  Daraus ergibt sich, dass gegen das vor
läufige Verbot der Verwendung von Fisch
mehl zur Verfütterung an andere Tiere als 
Wiederkäuer und der Verwendung von Di
calciumphosphat nicht nur dieselben, vorste
hend geäußerten Beanstandungen bestehen 
wie im Hinblick auf das im Vorgriff erlassene 
Verbot von verarbeiteten tierischen Protei
nen, sondern dass es darüber hinaus insoweit, 
als es in unmittelbarem Widerspruch zu einer 
Gemeinschaftsvorschrift steht, unter Verstoß 
gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
und die den Mitgliedstaaten nach Art. 10 EG 
obliegende Loyalitätspflicht erlassen worden 
ist.
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VII — Ergebnis

107.  Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, auf die Vorlagefrage des 
Gerechtshof ’s-Gravenhage wie folgt zu antworten:

Das Unionsrecht, insbesondere die Richtlinie 90/425/EWG des Rates sowie die 
Entscheidungen 94/381/EG der Kommission und 2000/766/EG des Rates, ist dahin 
auszulegen, dass es einer Regelung wie der im Ausgangsverfahren fraglichen inso
weit entgegensteht, als diese eine Verfälschung des zeitlichen und des sachlichen 
Anwendungsbereichs des in der Entscheidung 2000/766/EG verankerten Verbots 
darstellt.
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